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Große Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Glotz, Büchler (Hof), Dr. von Bülow, Duve, Erler, Gansei, 
Heimann, Dr. Soell, Stobbe, Verheugen, Voigt (Frankfurt), Dr. Vogel 
und der Fraktion der SPD 


Zu den Problemen gesamteuropäischer Kooperation und Verflechtung 


Die Verdichtung der Integration, die die Europäische Gemein- 
schaft mit dem Binnenmarkt für 1992 anstrebt, und die tiefgehen- 
den Veränderungen, die sich derzeit in der Sowjetunion, in den 
ostmitteleuropäischen Gesellschaften und der DDR vollziehen, er- 
zwingen die Entwicklung neuer Konzepte gesamteuropäischer 
Kooperation und gesamteuropäischer Verflechtung. In West- 
europa entsteht der größte zusammenhängende Wirtschaftsraum 
der Welt und entwickelt - ökonomisch, aber auch politisch - eine 
erhebliche Sogwirkung auf die benachbarten europäischen Ge- 
sellschaften in West und Ost. Gleichzeitig ermöglicht die europäi- 
sche Akte auch eine engere politische Kooperation der zwölf 
Staaten der Europäischen Gemeinschaft. In Osteuropa verschwin- 
det die Blockstruktur. Die reformerischen Kräfte Osteuropas 
haben sich nach Westen orientiert. Die Bundesrepublik Deutsch- 
land muß gemeinsam mit ihren Partnern in der westlichen Allianz 
neue Antworten auf die Frage finden, wie die Chancen der gegen- 
wärtigen weltpolitischen Konstellation genutzt und die Teilung 
Europas in einem friedlichen, konstruktiven Prozeß der Verände- 
rung überwunden werden kann. 

Dabei hat der Dialog im westlichen Bündnis und zwischen Ost 
und West auf wichtigen Gebieten bereits Übereinstimmung er- 
bracht. Durch eine Folge von Abrüstungs- und Rüstungskontroll- 
vereinbarungen, durch vertrauensbildende Maßnahmen und eine 
Schritt für Schritt vorangetriebene Defensivorientierung militäri- 
scher Potentiale wird - im Rahmen der bestehenden militärischen 
Bündnisse - ein europäischer Sicherheitsraum geschaffen. Die 
Fortschritte, die sich auf diesem Weg abzeichnen, sind größer als 
man sie vor einigen Jahren erwarten konnte. Die rasche Ent- 
wicklung, vor allem im deutsch-deutschen Verhältnis, verlangt 
aber neue Überlegungen, zum Beispiel für ein Europäisches 
Sicherheitssystem. Eine Vielfalt alternativer Konzepte ist in einer 
Phase der Neuorientierung durchaus fruchtbar, muß aber im 
Interesse einer wirksamen Hilfe für die politische Neuorientierung 
in Osteuropa rasch überwunden werden. Einer Klärung bedürfen 
insbesondere folgende Fragenkomplexe: 
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— Das Beitrittsbegehren der Türkei und Österreichs zur Europäi- 
schen Gemeinschaft und vergleichbare informell geäußerte 
Wünsche anderer Staaten - zum Beispiel Ungarns - setzen die 
Frage nach einer „offenen" oder „geschlossenen" Europäi- 
schen Gemeinschaft auf die Tagesordnung der Politik. In einer 
Reihe von Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft und 
der Europäischen Kommission ist die Besorgnis entstanden, 
daß die Aufnahme neutraler oder der Warschauer Vertrags- 
organisation angehöriger Staaten in die Europäische Gemein- 
schaft die enge außenpolitische Zusammenarbeit der zwölf 
Regierungen (EPZ) einschließlich „politischer und wirtschaft- 
licher Aspekte der Sicherheitspolitik" gefährden könnte. 
Gleichzeitig gibt es seit der 44. Ratstagung des Rats für gegen- 
seitige Wirtschaftshilfe (RGW) in Prag im Juh 1988 erneute 
Versuche, den RGW schrittweise zu einem gemeinsamen 
Markt auszubauen. Es wird vorgeschlagen, RGW-Länder in die 
Europäische Freihandelszone (EFTA) aufzunehmen. Deutscher 
Bundestag und Bundesregierung müssen eine Entscheidung 
darüber treffen, wie sie sich zu diesen - zumindest kurz- und 
mittelfristig - nicht auf einen Nenner zu bringenden Konzepten 
verhalten wollen. 

— Die neuere pohtische Geschichte des östlichen Mitteleuropa 
läßt sich mit dem Begriff „Rückkehr zur Vielfalt" beschreiben. 
Damit ist in einer Reihe von osteuropäischen Ländern auch eine 
populäre Wiederentdeckung der nationalen Vergangenheit 
und ein Anknüpfen an nationale Vorkriegstraditionen verbun- 
den. Es wäre ohne Zweifel fragwürdig, jede Identifikation mit 
nationalen Symbolen und Traditionen als „Nationahsmus" zu 
bezeichnen; von denjenigen, die sich vom Sowjetmodell los- 
sagen, wird die Rückkehr zur nationalen Selbstbestimmung 
auch als ein Zeichen von Freiheit und Fortschritt verstanden. 
Auf der anderen Seite kann nicht bezweifelt werden, daß auf 
der Basis der Liberalisierung des öffentlichen Lebens und im 
Zusammenhang mit den Selbstbeschränkungen von Zentral- 
regierung und Einparteienherrschaft in den osteuropäischen 
Staaten ein Wiederaufleben des Nationalitätenstreits und der 
Konflikte der nationalen Minderheiten einhergeht. Beispiele 
für diese Entwicklung sind die Unabhängigkeitsbestrebungen 
in den baltischen und anderen nicht russischen Republiken und 
autonomen Regionen der Sowjetunion und die Auseinander- 
setzungen im Kosovo. Das Schicksal der turkstämmigen Min- 
derheit in Bulgarien und die Zwangsmaßnahmen der inzwi- 
schen gestürzten rumänischen Regierung unter Ceausescu 
gegenüber den ungarischen Minoritäten zeigen, daß diese 
Tendenzen auch in anderen osteuropäischen Ländern virulent 
werden. Die genannten Beispiele setzen auch Probleme von 
deutschen Minderheiten (in der Sowjetunion, in Polen, der 
Tschechoslowakei, Ungarn und Rumänien) auf die Tagesord- 
nung der Politik. Obwohl nicht überall direkt betroffen, müssen 
auch die Europäische Gemeinschaft und die Bundesrepublik 
Deutschland eine in sich logische Politik für die sich verschär- 
fenden Nationalitätenkonflikte finden, zumal das Problem auch 
in Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft zusätzliche 
Bedeutung gewinnt. 
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— Die Lage der Deutschen in Mitteleuropa hat sich grundsätzlich 
verändert. Der Reformprozeß in der DDR, die Öffnung der 
innerdeutschen Grenzen und die Debatten über konföderative 
Strukturen und eine bundesstaatliche Einheit zeigen, daß die 
neue europäische Dynamik die Perspektiven der Deutschland- 
politik tiefgehend verändert hat. Die Kontroversen um Konti- 
nuität oder Perspektivenwechsel in der Deutschlandpohtik 
müssen als Teil der großen Debatte um ein Konzept für gesamt- 
europäische Kooperation begriffen werden. 

— Die genannten Entwicklungen haben eine Fülle von Initiativen 
und Ideen zur gesamteuropäischen Verflechtung ausgelöst. 
Eine Reihe von bisher auf Westeuropa beschränkten Institutio- 
nen sollen sich für die Zusammenarbeit und Mitgliedschaft 
osteuropäischer Staaten öffnen. Dies gilt für den Europarat, der 
bereits einen „ständigen Gaststatus" mit Teilnahmerecht an 
den Plenartagungen der Parlamentarischen Versammlung für 
osteuropäische Länder beschlossen hat, aber auch für das 
EUREKA- Programm und eine Reihe weiterer europäischer Ein- 
richtungen. Es muß verhindert werden, daß durch die Auf- 
nahme neuer Mitglieder in den unterschiedlichen Organisatio- 
nen die Integrationsintensität nachläßt. Dies gilt um so mehr, 
als nur eine handlungsfähige EG in der Lage sein wird, den 
Prozeß der Reformen in Osteuropa wirksam zu unterstützen. 

Die Vielfalt neuer Vorschläge zur gesamteuropäischen Koopera- 
tion und Verflechtung muß durch ein in sich schlüssiges Konzept 
ersetzt werden, das deutlich macht, wie der östliche Systemwan- 
del am wirkungsvollsten unterstützt werden kann und wie diese 
Unterstützung innerhalb des westlichen Bündnisses arrangiert 
werden sollte. Die vorliegende Große Anfrage soll der Bundes- 
regierung Gelegenheit geben, ihr Konzept zu den genannten 
Fragen und den Stand der Verhandlungen mit Verbündeten und 
Nachbarn darzulegen. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

L Zur Sicherheitspolitik 

1. Welche Bedeutung wird der militärischen Sicherheit im Rah- 
men der veränderten Ost-West-Beziehungen in Europa beige- 
messen? 

2. Wie soll militärische Sicherheit in den neunziger Jahren orga- 
nisiert werden? 

Welche Rolle spielen dabei die militärischen Bündnissysteme? 

Soll sich die NATO Fragen der Ost-West-Kooperation zur Auf- 
gabe machen oder hegt hier die vorrangige Aufgabe der EG? 

3. Kommt bei der Organisation militärischer Sicherheit west- 
europäischen Institutionen eine Aufgabe zu? 

Wie weit sind nach Auffassung der Bundesregierung WEU 
und EG von sicherheitspolitischer Relevanz? 

4. Welche sicherheitspolitische Rolle sollen nach Auffassung der 
Bundesregierung die USA im Prozeß der europäischen Verän- 
derungen spielen? 
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5. Wie könnte nach Auffassung der Bundesregierung ein Euro- 
päisches Sicherheitssystem im Rahmen einer europäischen 
Friedens- und Freiheitsordnung aussehen? 

6. Welche Zwischenlösungen erfordert nach Auffassung der 
Bundesregierung der rasche deutsch-deutsche Einigungspro- 
zeß, solange es ein Europäisches Sicherheitssystem noch nicht 
gibt? 

11. Zur Neuordnung des europäischen Wirtschaftsraums 

1. Macht sich die Bundesregierung den „Europa-Plan" des Bun- 
desministers des Auswärtigen zu eigen, der unter anderem 
eine baldige Aufnahme des neutralen Österreich in die Euro- 
päische Gemeinschaft und eine spätere „Osterweiterung" der 
EG befürwortet? 

2. Wie soll in einer nach diesen Prinzipien weiterentwdckelten 
Europäischen Gemeinschaft die außenhandelspolitische und 
außenpolitische Zusammenarbeit der Regierungen einschließ- 
lich „politischer und wirtschaftlicher Aspekte der Sicherheits- 
politik" weiterentwickelt werden? 

3. Welche Möglichkeiten bestehen nach Auffassung der Bundes- 
regierung zur Förderung der wirtschaftlichen Verflechtung 
von RGW-Ländern mit Westeuropa? 

Notwendig ist zum Beispiel der freie Marktzugang in West- 
europa. 

Wie kann ein Übereinkommen zwischen osteuropäischen Län- 
dern und ihren westlichen Partnern über dieses Ziel und die 
zeitlichen Schritte zu seiner Verwirklichung erreicht werden? 

Kann darauf hingewirkt werden, daß osteuropäische Staaten 
durch die EG generelle Präferenzen (GSP) eingeräumt bekom- 
men, wie dies bereits für Österreich geschieht? 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung die Reformfähigkeit des 
RGW? 

Hält es die Bundesregierung für möglich, daß durch eine 
interne Multilaterialisierung der Außenhandels- und Wäh- 
rungsregelungen eine „östliche Freihandelszone" entsteht, 
die Schritt für Schritt zu einer gesamteuropäischen Freihan- 
delszone ausgeweitet werden könnte? 

5. Hält die Bundesregierung eine Mitgliedschaft von RGW-Län- 
dern in der EFTA für ein denkbares und tragfähiges Modell 
gesamteuropäischer Wirtschaftskooperation? 

6. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die EG- 
weiten Hilfsmaßnahmen für die ostmitteleuropäischen Staaten 
entscheidend zu verstärken und auch die westlichen und süd- 
lichen Staaten der Europäischen Gemeinschaft nachdrücklich 
für eine neue „Ostpolitik" der EG zu gewinnen? 

Wie kann dazu beigetragen werden, daß der Kapitalbedarf für 
Umstrukturierung und Modernisierung der Produktion sowie 
den Aufbau der notwendigen Infrastruktur, zu dem weit- 
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gehend private Investitionen beitragen sollen, durch staatliche 
Maßnahmen und internationale Finanzorganisationen ermu- 
tigt und gefördert wird? 

Kann die finanzielle Kooperation unter dem Gesichtspunkt 
gesamteuropäischer Verflechtung (zum Beispiel durch die 
Finanzierung von Infrastrukturmaßnahmen) durch die Euro- 
päische Investitionsbank gefördert werden? 

7. Wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, daß Einfuhr- 
beschränkungen der EG gegenüber RGW-Ländern bei Agrar- 
produkten, Textilien, Eisen- und Stahlwaren so rasch als mög- 
lich abgebaut werden? 

8. Wieweit sind die Bemühungen gefördert, den RGW-Ländern 
bei der Bereitstellung konvertibler Währung und bei der 
Schaffung einer funktionierenden Verrechnungsstelle behilf- 
lich zu sein? 

9. Wie beurteilt die Bundesregierung die Bereitschaft der Unter- 
nehmen und Banken in der Bundesrepublik Deutschland, sich 
über Joint Ventures und andere Kooperationsformen bei der 
wirtschaftlichen Entwicklung der RGW-Länder zu enga- 
gieren? 

Welche Maßnahmen zur Förderung eines solchen Engage- 
ments, zum Beispiel Kreditsicherungsabkommen, plant die 
Bundesregierung? 

10. Hält die Bundesregierung die Schaffung einer besonderen 
Form der Assoziierung mit der Europäischen Gemeinschaft 
nach Artikel 238 der Römischen Verträge für sinnvoll? 

11. Wie steht die Bundesregierung zur Mitwirkung der Sowjet- 
union und anderer RGW-Länder im Internationalen Wäh- 
rungsfond (IWF), im General Agreement of Tarifs and Trade 
(GATT) und in anderen internationalen Wirtschaftsinstitu- 
tionen? 

Tritt sie für einen Beobachterstatus oder für eine Vollmitglied- 
schaft ein? 

12. Welche Folgerungen ergeben sich aus den neuen Entwicklun- 
gen in ‘der Sowjetunion und in Ostmitteleuropa für eine 
Lockerung, Veränderung und gegebenenfalls Aufhebung der 
COCOM-Richtlinien? 

13. Wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen - etwa nach 
dem Beispiel der Modellprojekte mit der DDR -, den Osteuro- 
päern modernste Anlagen zum präventiven Umweltschutz zur 
Verfügung zu stellen? 

Ist sie bereit, zur technischen Umrüstung ökologisch schäd- 
licher Anlagen insbesondere im Bereich der Kohlenstoffindu- 
strien beizutragen (Kohl, Eisen, Stahl etc.)? 
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IIL Zu Nationalitätenkonflikten, der Entwicklung von 

Minderheiten und Volksgruppenrechten und eines gesamt- 
europäischen Rechtsraumes 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Verschärfung von 
Nationalitätenkonflikten in Osteuropa in ihrer Rückwirkung 
auf die Außenpolitik der Bundesrepublik Deutschland? 

2. Wie beurteilt die Bundesregierung die Lage der deutschen 
Minderheiten in der Sowjetunion, Polen, Ungarn, Rumänien 
und der Tschechoslowakei? 

Ergeben sich aus der verstärkten Aktualität der Nationali- 
tätenfragen Verbesserungen für die Lage der deutschen Min- 
derheiten? 

Bietet die derzeitige Situation Gelegenheit für die deutsche 
Außen- und Wirtschaftspolitik, die Lage der deutschen Min- 
derheiten in Osteuropa, insbesondere die Möglichkeiten zur 
Erhaltung ihrer kulturellen Identität zu verbessern? 

3. Welche Maßnahmen hält die Bundesregierung für möglich, 
um die Garantie für Minderheiten- und Volksgruppenrechte 
im internationalen Rechtssystem stärker zu verankern? 

4. Wird die Bundesregierung - anknüpfend an Präsident Mitter- 
rands Aufruf zur Schaffung eines einheitlichen europäischen 
Rechtsraums — auf entsprechende lernorientierte Bestrebun- 
gen der Reformer in Osteuropa eingehen? 

Ist die Bundesregierung bereit, einschlägige gemeinsame Dis- 
kussionen zwischen Politikern, Völkerrechtlern und wissen- 
schaftlichen Experten aus Ost und West zu fördern: Diskussio- 
nen über gewachsene demokratische Traditionen der europäi- 
schen Zivilisation, über demokratischen Staatsaufbau und 
politische Kontrollmechanismen, über die Rechtsfundamente 
der Bewohner im gemeinsamen Europäischen Haus? 

/V. Zu den deutsch-deutschen Beziehungen im Zusammenhang 
gesamteuropäischer Kooperation 

1. Wie bewertet die Bundesregierung die Reaktion der Staaten 
der westlichen Allianz auf die tiefgehenden Veränderungen 
im pohtischen System der DDR und den Prozeß der deutschen 
Einigung? 

2. Hält die Bundesregierung an der Überlegung fest, die deut- 
sche Einigung über Verhandlungen zwischen der Bundes- 
regierung und einer frei gewählten Regierung der DDR voran- 
zutreiben? 

3. Wie bewertet die Bundesregierung die Entwicklung, die sich 
aus einer Nutzung der Artikel 23 und 146 des Grundgesetzes 
ergeben können? 

4. Wie ist die Überlegung des Bundeskanzlers zu verstehen, 
Berlin solle Hauptstadt, Bonn Regierungssitz eines vereinigten 
Deutschland werden? 
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5. Wie ist der gegenwärtige Stand der Bemühungen um eine 
Währungs- und Wirtschaftseinheit zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der DDR? 

6. Wie ist der Stand der Integration der Übersiedler, die in den 
Jahren 1988 und 1989 in die Bundesrepublik Deutschland 
gekommen sind? 

V. Zur Funktion westlicher Institutionen bei der gesamt- 
europäischen Verflechtung 

1. Welche neuen Formen der Mitarbeit von osteuropäischen 
Staaten im Europarat und seinen Institutionen hält die Bun- 
desregierung für möghch? 

2. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß osteuropäische 
Staaten gleichberechtigt an folgenden europäischen Program- 
men teilnehmen können: 

— EUREKA- Programm; 

— Programm „Jugend für Europa"; 

— Programm zur Entwicklung und Verbesserung des Fremd- 
sprachenunterrichts ; 

— Programm zur Förderung der beruflichen Bildung im 
Bereich der neuen Informationstechnologie (EURO- 
TECHNET); 

— Programme wie ESPRIT (Informationstechnologien und 
RAGE - Telekommunikation); 

— Programme zur Festsetzung technischer Normen und Stan- 
dards, zum Beispiel des neuen Europäischen Instituts für 
Telekommunikationsnormen (ETSI); 

— Programme der Film- und Fernsehkooperation 
(EURIMAGE); 

— ERASMUS-Programm? 

3. Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, folgende, bisher 
auf Westeuropa beschränkte Institutionen für die Zusammen- 
arbeit und Mitgliedschaft osteuropäischer Staaten zu öffnen: 

— Europäische Zivilluftfahrtkonferenz; 

— Europäische Verkehrsministerkonferenz; 

— EUROCONTROL; 

— Europäische Weltraumorganisation (ESA); 

— Europäische Konferenz der Post- und Fernmelde Verwal- 
tungen; 

— Europäische Organisation für Kernforschung; 

— Europäische Organisation für Astronomische Forschung; 

— Europäische Patentorganisation; 

— Europäische Hochschuhnstitute; 

— Europäisches Jugendwerk (Straßburg)? 

4. Sieht die Bundesregierung Mögüchkeiten zur Schaffung 
neuer gesamteuropäischer Institutionen, zum Beispiel: 
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— Europäische Abrüstungsbehörde; 

— Europäische Umweltagentur; 

— Europäische Universität; 

— Europäisches Krisenkontrollzentrum? 

5. Ist die Bundesregierung bereit, den Gedanken einer gesamt- 
europäischen Kulturstiftung, der auf der KSZE-Kulturkonfe- 
renz in Budapest erörtert wurde, konstruktiv aufzugreifen? 

6, Wie ist die Haltung zur Bildung gemischter Expertengruppen 
(Westeuropa, Osteuropa), die die Hilfen zur Unterstützung des 
Systemwandels vorbereiten? 

Wo können entsprechende Verbindungsbüros gegründet wer- 
den? 

7, Läßt sich eine westeuropäische Stiftung zur Förderung des 
Auslandsstudiums osteuropäischer Studenten gründen? 

8. Wie ist die generelle Haltung der Bundesregierung zur Mit- 
gliedschaft osteuropäischer Länder in den Standardisierungs- 
organisationen der EG und EFTA? 

Bonn, den 15. März 1990 

Dr. Glotz 
Büchler (Hof) 

Dr. von Bülow 

Duve 

Erler 

Gansei 

Heimann 

Dr. Soell 

Stobbe 

Verheugen 

Voigt (Frankfurt) 
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